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kurz & bündig

Mann bedroht Passanten
mit einer Axt
Ein mit einer Axt bewaffneter Mann
hat am Dienstagmorgen in Nürn-
berg einen größeren Polizeieinsatz
ausgelöst. Der 38-Jährige bedrohte
auf offener Straße Passanten und
warf Mülltonnen um. Als die Polizei
eintraf, hatte sich der Mann bereits
in sein Anwesen zurückgezogen.
Dabei drohte er, jeden Menschen
umzubringen, der ihm zu nahe kä-
me. Nachdem die Beamten unter
anderem Spezialeinsatzkräfte an-
forderten, ergab sich der Mann kur-
ze Zeit später. Er ließ sich nach Poli-
zeiangaben widerstandslos festneh-
men, verletzt wurde niemand. LBY

Beamtenbund fordert
Verzicht auf Stellenstreichungen
Der Bayerische Beamtenbund (BBB)
fordert von der Staatsregierung den
Verzicht auf ein Erbstück aus der
Ära Edmund Stoiber: die geplante
Streichung tausender Beamtenstel-
len. Das sagte der BBB-Vorsitzende
Rolf Habermann auf Anfrage. Der
Chef der Beamtengewerkschaft be-
gründet das damit, dass die Arbeits-
belastung in den betroffenen Be-
hörden in den vergangenen Jahren
sehr stark gestiegen sei. Stoiber und
sein Kabinett hatten 2005 im Zuge
der damaligen Verwaltungsreform
den Abbau von 9000 Beamtenstel-
len bis 2019 beschlossen. Der Groß-
teil ist inzwischen umgesetzt, der-
zeit sind noch gut 2200 Stellen zur
Streichung in den kommenden
Jahren vorgesehen. LBY

Neonazigruppe Oldschool Society
in München vor Gericht
Vor dem Oberlandesgericht Mün-
chen beginnt am Mittwoch der Pro-
zess gegen vier mutmaßliche Neo-
nazis, die unter dem Namen Old-
school Society womöglich kurz vor
einem Terroranschlag standen: Die
drei Männer und eine Frau wollten
laut Anklage der Bundesanwalt-
schaft vor knapp einem Jahr einen
Nagelbombenanschlag auf ein Asyl-
bewerberheim verüben. Den
Sprengstoff hatten sie bereits. Bei
den vier Angeklagten handelt es
sich um den 57 Jahre alten Andreas
H., den 30 Jahre alten Markus W.,
den 37 Jahre alten Olaf O. und die
23 Jahre alte Vanessa G.. Die Ange-
klagten müssen sich wegen Bildung
einer terroristischen Vereinigung
und Vorbereitung eines Explosions-
verbrechens vor Gericht verantwor-
ten. AFP

EU-Kommissar
sorgt für Unmut
Besuch im Landtag

MÜNCHEN (jub) Er bemühte sich
nach Kräften, den bayerischen Abge-
ordneten zu erläutern, was die EU-
Kommission in Brüssel zur Bewälti-
gung der Flüchtlingskrise unter-
nimmt. Auf Begeisterung aber stieß
der griechische EU-Kommissar Dimi-
tris Avramopoulos im Europaaus-
schuss des Landtags am Dienstag
nicht. „Kasperltheater“, raunzte der
CSU-Abgeordnete Thomas Huber
und verließ vorzeitig den Saal. Einige
seiner Kollegen folgten.

Welches das Kernproblem ist, das
es aus Sicht der CSU zu lösen gilt,
machte der Ausschussvorsitzende
Franz Rieger (CSU) zum Auftakt klar:
Bayern habe bisher 160000 Bürger-
kriegsflüchtlinge aufgenommen. Das
seien genauso viele, wie jetzt in ganz
Europa verteilt werden sollen. Auf
Dauer sei das nicht leistbar.

Avramopoulos – Mitglied der kon-
servativen Nea Dimokratia, seit No-
vember 2014 in der EU-Kommission
zuständig für „Migration, Inneres
und Bürgerschaft“ – antwortete mit
einem Grundsatzreferat: Die Mit-
gliedsstaaten der EU müssten Solida-
rität zeigen und ihre rechtlichen Ver-
pflichtungen einhalten. Die Flücht-
lingemüssten gerecht verteilt, die EU-
Außengrenzen müssten geschützt
werden. Dauerhafte Grenzkontrollen
innerhalb der EU seien keine Lösung.

Martin Huber (CSU) entgegnete,
dass es der EU nicht an Beschlüssen
mangele, wohl aber an deren Umset-
zung. Abgeordnete der SPD und der
Grünen, aber auch Landtagsvizeprä-
sident Reinhold Bocklet (CSU) nah-
men Avramopoulos in Schutz. Die
Macht der EU-Kommission sei be-
grenzt. Es komme auf die Regierun-
gen der EU-Mitgliedsstaaten an.

Ein Schoppen vomMittelmain
Weinbauverband: Einteilung Frankens in zwölf Bereiche soll Synergien mit Touristikern ermöglichen

...................................................................................

Von unserem Redaktionsmitglied
NORBERT HOHLER

...................................................................................

WÜRZBURG Es ist ein Langzeitpro-
jekt, dessen Vorbereitung Jahre ge-
dauert hat. Und bis esWirkung zeigt,
dürfte ebenfalls noch viel Wasser
den Main hinunterfließen: Mit der
Einteilung Frankens in zwölf Berei-
che hat der Fränkische Weinbauver-
band Einheiten geschaffen, die die
früheren Großlagen ablösen sollen.
Die zwölf Bereiche sollen zur Ver-
marktung genutzt werden und zu Sy-
nergienmit den Touristikern führen.

Das Idealbeispiel ist die Volkacher
Mainschleife, die bundesweit und
darüber hinaus bekannt ist. „Dieser
Bereich hat sich quasi von selbst er-
geben, weil ihn Touristiker undWin-
zer ja schon lange nutzen“, sagt
Weinbaureferent Stephan Schmidt.
Auch Mittelfränkische Bocksbeutel-
straße, Abt-Degen-Weintal oder
Frankens Saalestück seien eingeführ-
te Begriffe. „Es lag nahe, sie zu über-
nehmen.“

Schützen und Zuckerrüben
Im Idealfall sollen die Touristiker

zusätzlich Werbung für die Winzer
machen und für deren Weine. Und
umgekehrt die Winzer ihre Kunden
einladen, die Region zu erkunden.
Ein wesentlicher Aspekt ist zudem,
dass die Bereichsnamen auch auf den
Wein-Etiketten verwendet werden
können. In der Hierarchie der Be-
zeichnungen ist der Bereich die am
weistesten gefasste Einheit. Darüber
stehen in der Herkunftspyramide zu-
nächst die Ortsweine, darüber die
Einzellagen und an der Spitze das
„Erste Gewächs“. Für die Kunden soll

so die Zuordnung am Weinregal
leichter werden, hofft Schmidt. Zu-
dem könnten Interessierte gezielt
nach Weinen etwa aus Churfranken
oder demWeinparadies suchen.

Das Weinparadies nennt Stephan
Schmidt ein gutes Beispiel, wie Be-
reichsnamen sich entwickeln und
funktionieren können: 1999 gegrün-
det, ist die Region um den Bullenhei-
mer Berg (Lkr. Kitzingen) inzwischen
auch dank Weinparadiesscheune
(2002) undWeinparadieswein (2004)
regional und überregional bekannt.
„Wenn alle – die Orte, die Gastrono-
men, die Winzer – dahinter stehen,
den Begriff pushen und ständig ver-
wenden, ist in zehn, 15 Jahren viel
machbar.“

Indes: Es gibt Bereiche, wo es
schwerfällt, an eine erfolgreiche Um-
setzung zu glauben. Die Alzenauer
Weinregion etwawollte keinesfalls an
den Untermain, nach „Churfran-
ken“, angedockt werden. Doch die
Frage ist, ob ein Gebiet mit 90 Hektar
Rebfläche das Potenzial mitbringt,
per eigenständigem Auftritt tatsäch-
lich Bekanntheit zu erlangen. Nicht
sonderlich zugkräftig scheint der Na-
meMainSüden, auchwenn dieWein-
orte zwischen Randersacker und Sulz-
feld zur gleichnamigen kommunalen
Allianz (ILEK) gehören.

Der schwierigste der zwölf Bereiche
dürfte jedoch „Mittelmain“ sein, dem
die Orte und Weinlagen von Veits-
höchheim bis Arnstein sowie von
Leinach bis Rimpar zugeordnet wur-
den. Es gibt „Mittelmain“ zwar bei
Schifferverein, Schützengau, Fern-
wasserversorgung und Zuckerrüben,
gebräuchlich wie im Rheinland der

„Mittelrhein“ ist er indes nicht.
„Wir sind uns der Problematik be-

wusst“, verweist Stephan Schmidt da-
rauf, dass die zwölf Namen bei meh-
reren Treffen mit Weinbauvereinen
undWinzern präsentiert und bespro-
chen wurden. „Letztlich wurden sie
bei einer Mitgliederversammlung be-
schlossen.“ Und Schmidt betont,
man sei beim Weinbauverband offen
ist für andere Bezeichnungen. „Aber
dann muss jemand einen konkreten

Vorschlag machen, der im entspre-
chenden Bereich akzeptiert wird.“

Reinhold Full vom Weinbauverein
Retzstadt (Lkr. Main-Spessart) sagt,
dass er und viele seiner Kollegen mit
dem Namen Mittelmain nichts an-
fangen können. Die frühere Bezeich-
nung Maindreieck habe man zwar
besser verorten können, „schön war
sie aber auch nicht.“ Charakteristisch
findet der Winzer die Muschelkalk-

Böden, die seien auch bei den Kolle-
gen ein Begriff. „In die Richtung
müsste man denken.“

Derzeit sei es so, dass niemand mit
der BezeichnungMittelmain arbeitet.
„Es ist ja freiwillig, wir lassen die Fin-
ger davon, fertig“, so Full. Auch
Schmidt sieht das Thema relativ ent-
spannt. „Es ist eine Möglichkeit,
mehr nicht. Der Verband will nie-
mand etwas aufzwingen.“

Blick auf ein Modell für ein geplantes Wohngebiet der Stadtbau GmbH in Würzburg. FOTO: DANIEL PETER

Kommunen machenWohnen teuer
Bauträger klagen über ausufernde Vorschriften, Gutachtenflut und langsame Behörden
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MÜNCHEN Immer kompliziertere
Vorschriften der Kommunen und de-
ren unflexible Auslegung durch die
Genehmigungsbehörden treiben aus
Sicht der bayerischen Wohnungs-
bauunternehmer die Wohnkosten
im Freistaat unnötig in die Höhe.
Gleichzeitig werde aber der Ruf nach
günstigemWohnraum immer lauter.

Um bis zu 500 Euro pro Quadrat-
meter könnte der Kaufpreis einer
Neubauwohnung sinken, würde
man auf unsinnige Vorschriften ver-
zichten, glaubt Alexander Hofmann,
vom Branchenverband bfw. Der Ver-
band hat deshalb eine Studie in Auf-
trag gegeben, um die größten Bau-
kostentreiber durch bayerische Kom-
munen ins Licht zu rücken.

Am teuersten kommen aus Sicht
der Bauträger Verzögerungen bei der
Schaffung von Baurecht: Was in gut
organisierten Kommunen ein Jahr
dauere, könne andernorts auch drei
Jahre in Anspruch nehmen. Laut
bfw-Studie braucht etwa die Stadt
München für einen Bebauungsplan
stolze 456 Arbeitsschritte – drei Vier-
tel davon von zuarbeitenden Behör-
den. Die Zeitverzögerungen seien
deshalb „teilweise enorm“.

Ein weiteres Problem sei die wach-
sende Gutachterflut: Viele Behörden
nutzten Gutachten, um sich recht-
lich abzusichern. Gebaut werde des-
halb aber oft nicht mehr, was nutz-
bar oder preiswert, „sondern was ge-
richtsfest ist“, klagt der Verband.

Hinzu komme ein Kompetenz-
Wirrwarr in der kommunalen Ver-
waltung mit wechselnden Sachbe-
arbeitern und sich widersprechen-
den Behörden. So komme es vor,
dass für den Neubau von vier Woh-
nungen vom Bauträger 300 Seiten
Gutachten erstellt werden müssen.

Auch steigende Umwelt- oder
SchallschutzauflagenmachtenWoh-
nungen unnötig teuer: So müssten
Vögel oder Eidechsen umgesiedelt
oder aufwendige Baumschutzpläne

erstellt werden – was zu Mehrkosten
von bis zu 500 Euro pro Quadratme-
ter führen könne, ohne den Nutzern
einen Mehrwert zu bringen. Zur Klä-
rung der Verantwortlichkeiten müss-
ten Bauträger zudem oft mehrere
Anwaltskanzleien beschäftigen.

„In vielen bayerischen Städten
steigen die Preise für Wohnungen
vor allem, weil die Baukosten stei-
gen“, glaubt bfw-Vorstand Andreas
Eisele. Statt mit Pragmatismus güns-
tigen Wohnungsbau zu fördern, re-

agiere die Politik aber nur „mit Miet-
preisbremsen, der Verschärfung von
Neubaustandards und übertriebe-
nen Verwaltungsvorschriften“.

„Die Verkomplizierung der Vor-
schriften müssen wir aber ins Ver-
hältnis setzen zum Ziel, günstigen
Wohnraum zu schaffen“, fordert der
Verband. Hier seien neben den Kom-
munen auch der Freistaat Bayern
und der Bund gefordert: „Doch auch
auf Landesebene ist in dieser Rich-
tung bisher noch nichts passiert.“

Warnstreik legt große Teile Bayerns lahm
In München blieben über 140 Kitas geschlossen – Am heutigen Mittwoch fallen Hunderte Flüge aus

MÜNCHEN (lby) Kurz vor der
nächsten Verhandlungsrunde im öf-
fentlichen Dienst wollen die Ge-
werkschaften die Arbeitgeberseite
mit massiven Warnstreiks zum Ein-
lenken bewegen. AmDienstag legten
nach ver.di-Angaben mehr als 5000
Beschäftigte in Bayern die Arbeit vo-
rübergehend nieder.

In München blieben mehr als 150
Kindergärten, Kitas und Horte ge-
schlossen. Am Mittwoch trifft der

Warnstreik Reisende am Münchner
Flughafen: Lufthansa, Air Berlin und
andere sagten Hunderte Flüge ab,
weil Mitarbeiter der Bodenabferti-
gung und der Sicherheitsgesellschaft
zum Streik aufgerufen sind.

Die Lufthansa hat alle Interkonti-
nentalflüge von und nach München
gestrichen, aber auch viele inner-
deutsche und europäische Verbin-
dungen: Von insgesamt 600 Flügen
wird es nach Angaben des Unterneh-

mens nur rund 90 geben. Air Berlin
teilte auf seiner Internet-Seite mit,
dass alle innerdeutschen Flüge bis 12
Uhr sowie der Flug nach Neapel aus-
fallen müssten. Langstreckenflüge
werden demnach über Nürnberg ab-
gewickelt, Interkontinentalflüge mit
Ziel München dorthin umgeleitet.

Warnstreiks gab es auch in ande-
ren Städten im Großraum München
sowie in Augsburg, Regensburg,
Würzburg, Ingolstadt und vielen an-

deren Kommunen. InMünchen und
Augsburg gab es Kundgebungen, an
denen nach Gewerkschaftsangaben
jeweils mehr als 2500 Beschäftigte
teilnahmen. Ver.di fordert für die
zwei Millionen Beschäftigten des
öffentlichenDienstes unter anderem
sechs Prozent mehr Geld. Die Arbeit-
geber haben inzwischen drei Prozent
mehr Lohn und Gehalt für zwei
Jahre geboten, was die Gewerkschaf-
ten ablehnten.

Großkontrolle
auf der A 71:

107 Fahrer überprüft
POPPENHAUSEN (sp) Bei einerGroß-
kontrolle sind am Montag auf einem
Parkplatz der A 71 bei Poppenhausen
(Lkr. Schweinfurt) insgesamt 107 Fah-
rer überprüft worden. Wie die Ver-
kehrspolizeiinspektion Schweinfurt-
Werneckmitteilte, wurden dabei fünf
Kraftfahrer unter Drogeneinfluss er-
wischt. Bei vier Insassen entdeckten
die Beamten zudem Kleinmengen an
Marihuana und Amphetamin, ein
Butterflymesser wurde sichergestellt.
AnderKontrolle, die zur Bekämpfung
der Unfallursache „Drogen im Stra-
ßenverkehr“ durchgeführt wurde,
waren auch drei Diensthundeführer
und Beamte des Zolls beteiligt. Insge-
samt dauerte die Aktion rund fünf
Stunden an.

Gewässer
verunreinigt
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AUB 47 Hektar Abbaufläche gehö-
ren zu dem Schotterwerk in Aub (Lkr.
Würzburg). Im Steinbruch sollen
über Jahre hinweg Altreifen, Asphalt,
Werkstattabfälle und nicht zugelas-
sener Bauschutt illegal entsorgt wor-
den sein. Ein ehemaliger Mitarbeiter
des Schotterwerks hat dies doku-
mentiert und zur Anzeige gebracht
(wir berichteten). Bei einer Durchsu-
chung des Schotterwerks Mitte März
wurden dann auch Bodenproben
entnommen. Nun ist das Ergebnis
da: „Es besteht der Verdacht einer
Gewässerverunreinigung“, so Thor-
sten Seebach, Pressesprecher der
Staatsanwaltschaft Würzburg.

Die Bodenproben wurden am Zu-
lauf eines Sees entnommen. Auf-
grund der im Erdreich enthaltenen
Schadstoffe wird vermutet, dass die-
se auch in den See gelangt sein könn-
ten. Womöglich ist MKW-haltiges
Abwasser in den See abgelaufen, so
Seebach weiter. Die Abkürzung
MKW steht für Mineralölkohlenwas-
serstoffe. Das bayerische Landesamt
für Umweltschutz stuft sie als stark
wassergefährdend ein. Das Grund-
wasser sei nicht betroffen. Es gehe kei-
ne Gefahr für die Bevölkerung aus,
betont die Staatsanwaltschaft. Eine
abschließende Bewertung der im
Raum stehenden Umweltdelikte sei
daher noch nicht möglich.


